
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 
NZZ-Beitrag in Nr. 37/2001 
 
Verkehrsprojekte in dicht besiedeltem Raum 
Systematisches Vorgehen in der Planung ist nötig 
 
Je dichter der Lebensraum genutzt wird, umso grössere Schwierigkeiten 
bestehen für Planung, Projektierung und Realisierung von 
Grossprojekten der Infrastruktur. Abschliessende Entscheidungen 
werden of nicht mehr von politischen Entscheidungsträgern, sondern – 
wie im Falle des Ausbaus des Flughafens Zürich – durch Gerichte 
gefällt. Der Autor Peter Gresch, Inhaber der Beratungsfirma Gresch 
Partner in Würenlos und Privatdozent an der ETH Zürich, stellt die vom 
Gesetzgeber vorgesehenen Instrumente vor und zeigt an drei Beispielen 
richtige Planungs- und Projektierungsabläufe. 
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Verkehrsprojekte in dicht besiedeltem Raum
Systematisches Vorgehen in der Planung ist nötig

Von Peter Gresch*

Je dichter unser Lebensraum genutzt wird, umso grössere Schwierigkeiten bestehen für
Planung, Projektierung und Realisierung von Grossprojekten der Infrastruktur. Ab­
schliessende Entscheidungen werden oft nicht mehr von politischen Entscheidungs­
trägern, sondern – wie im Falle des Ausbaus des Flughafens Zürich – durch Gerichte
gefällt. Aus der Sicht eines Planers werden die in der Gesetzgebung vorgesehenen
Instrumente zur Vorbereitung solcher Grossprojekte noch wenig eingesetzt.

Der Blick auf ein Beispiel offenbart das Grund­
problem: Der Abschnitt Pratteln–Hauenstein der
Bahn 2000 konnte bisher nur in jenem Bereich
realisiert werden, wo die Bahn im Tunnel geführt
wird (Adlertunnel). Die offene Streckenführung
Liestal–Sissach ist wegen zu vieler Einsprachen
und Beschwerden vorläufig aufs Eis gelegt.

Mit Blick auf grosse Verkehrsinfrastrukturvor­
haben, die aktuell in Diskussion sind (siehe Käst­
chen), sind Wege zur effizienten Planung, Projek­
tierung und Realisierung zu finden. Mit diesem
Beitrag soll der Bekanntheitsgrad der dafür not­
wendigen und vom Gesetzgeber durchaus schon
bereitgestellten Instrumente vergrössert werden.

Planen wird komplizierter

Die Vorbereitung und der Bau von Verkehrs­
infrastrukturprojekten sind in den Sachgesetzge­
bungen (Eisenbahngesetz, Nationalstrassengesetz
usw.) geregelt. Durch die immer intensivere Nut­
zung unseres Lebensraumes wachsen Vernetzung
und gegenseitige Abhängigkeiten. Die räumlichen
Konflikte nehmen zu. Die Anwendung von Sach­
gesetzgebung allein genügt nicht mehr zur Durch­
setzung und Realisierung von Verkehrsinfrastruk­
turprojekten. Solche müssen zunehmend auf
andere Nutzungsinteressen abgestimmt und koor­
diniert werden. Der Gesetzgeber hat mit dem
Raumplanungsgesetz (RPG) und mit den kanto­
nalen Richtplänen ein adäquates Koordinations­
instrument geschaffen. Die kantonalen Richtpläne
geben eine Übersicht über den Stand der Koordi­
nation raumwirksamer Tätigkeiten.

Was bedeutet dies für die Vorbereitung von
Verkehrsinfrastrukturprojekten?

Gemäss dem Raumplanungsbericht des (dama­
ligen) Bundesamtes für Raumplanung von 1986
durchschreitet die Planung eines Projektes fol­
gende Stufen: Bedarf (Beantwortung der Frage:

warum?) – Lokalisierung (Beantwortung der
Frage: wo?) – Ausgestaltung (Beantwortung der
Frage: wie?).

Andererseits wird in der Sachgesetzgebung ein
Vorhaben üblicherweise in zwei Etappen vorbe­
reitet: erste Etappe: «Konzession» oder «Gene­
relles Projekt» oder Ähnliches; zweite Etappe:
«Bauprojekt», «Ausführungsprojekt» oder Ähn­
liches.

Schliesslich schreibt der Gesetzgeber bei gros­
sen Infrastrukturvorhaben auch die Einhaltung
der Umweltschutzgesetzgebung (UVP) vor.

Im Vollzug all dieser gesetzlichen Vorschriften
stellt sich in der Praxis die Frage, wann (im Ver­
fahrensablauf) und wie diese Anforderungen stu­
fengerecht erfüllt werden. Wie können diese Ein­
zelelemente miteinander in Beziehung gebracht
werden?

1. Stufe: Klärung des Bedarfs

In Konzepten und Sachplänen legen die Träger
von Infrastrukturprojekten ihre Vorstellungen
über die erwünschte Entwicklung in ihren Berei­
chen dar. Sie begründen vor diesem Hintergrund
ihre Vorhaben. Die Frage, ob ein Verkehrsinfra­
strukturprojekt als nötig erachtet wird, ist weit­
gehend eine politische Frage, die häufig in Volks­
abstimmungen durch den Souverän entschieden
wird (z. B. bei der Bahn 2000, Neat).

2. Stufe: Lokalisierung

Ist der grundsätzliche Bedarf bejaht, stellt sich
auf der nächsten Stufe die Frage, wo dieser Be­
darf gedeckt werden soll. Das Instrument, das der
Gesetzgeber zur Klärung dieser Frage eingeführt
hat, ist die kantonale Richtplanung. Im Vorder­
grund steht dabei die Entwicklung von Varianten
und die Aufzeichnung ihrer zu erwartenden Wir­
kungen auf Raum und Umwelt. Die zu erwarten­
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den Wirkungen werden einer Beurteilung unter­
zogen und die Vor­ und Nachteile der verschiede­
nen Varianten beschrieben. Aus den verschiede­
nen Varianten wird durch die Beteiligten die Best­
variante herausgeschält.

Gemäss dem Instrument der kantonalen Richt­
pläne wird die Bestvariante als behördenverbind­
liche Festsetzung in den entsprechenden kantona­
len Richtplan aufgenommen. Diese Festsetzung
muss vom Bundesrat genehmigt werden. Danach
ist der Weg frei, um in der Sachplanung auf das
entsprechende Konzessionsgesuch oder auf das
Gesuch um Genehmigung von Generellen Projek­
ten einzutreten.

Ist im Rahmen der Sachgesetzgebung die Kon­
zession erteilt oder das Generelle Projekt geneh­
migt, ist der Weg frei für die Ausarbeitung des
Bau­ bzw. Ausführungsprojektes bzw. des Be­
triebsreglementes (z. B. bei Flughäfen).

3. Stufe: Ausgestaltung

Mit der Ausarbeitung des Bau­ bzw. Ausfüh­
rungsprojektes, bzw. des Betriebsreglementes,
wird es dann möglich, für das vorliegende Vor­
haben die zu erwartenden Auswirkungen auf die
Umwelt aufzuzeichnen. Im Bericht über die Um­
weltverträglichkeit ist es auf Grund der erarbeite­
ten Projektelemente möglich, die Frage zu beant­
worten, ob die Vorschriften der Umweltschutz­
gesetzgebung eingehalten werden können. In
Kenntnis dieses Befundes fällt die Genehmi­
gungsbehörde den entsprechenden Entscheid.

Für die konkrete Umsetzung des hier beschrie­
benen abstrakten Verfahrensweges gibt es
beachtliche Beispiele, wo ein akzeptables Resultat
erreicht werden konnte. Genannt seien die
Nordtangente Basel­Stadt, das Projekt Alptransit
im Kanton Uri oder die Stadtbahn Glatttal (siehe
Kasten).

Erkenntnisse

Aus den obigen Ausführungen lassen sich fol­
gende Grundsätze ableiten:

– Für Verkehrsinfrastrukturprojekte muss der Bedarf

nachgewiesen sein.

– Auf Gesuche um Genehmigung von Verkehrs­

infrastrukturprojekten darf erst dann eingetreten

werden, wenn durch einen entsprechenden Festset­

zungsbeschluss im kantonalen Richtplan die

raumplanungsrechtliche Voraussetzung dazu ge­

schaffen ist.

– Für den diesbezüglichen Festsetzungsbeschluss sind

die geprüften Varianten zu beschreiben. Ebenso sind

die zu erwartenden Wirkungen auf Raum und Um­

welt darzustellen und zu beurteilen. Die Bestvariante

ist zu begründen, und die Ergebnisse der Koordina­

tion mit andern raumwirksamen Vorhaben sind im

Richtplan aufzuführen.

– Der Bericht über die Einhaltung der Umweltschutz­

gesetzgebung (UVB) ist dem Ausführungsprojekt

bzw. dem Bauprojektgenehmigungsgesuch als Ent­

scheidungsgrundlage mitzuliefern.

Mit der Einhaltung dieser Grundsätze lassen
sich bei Verkehrsinfrastrukturprojekten die räum­
lichen Konflikte und Beeinträchtigungen der Um­
weltqualität reduzieren. Durch die sorgfältige und
systematische Bearbeitung der einzelnen Verfah­
rensschritte wird die Zahl der Einsprachen und
Beschwerden minimiert. Dank der Einhaltung
dieser Grundsätze werden Verfahren nicht ver­
zögert, sondern beschleunigt, und wird nachhal­
tige Entwicklung sichergestellt.

* Der Autor ist Inhaber der Beratungsfirma Gresch Partner
(Würenlos) und Privatdozent an der ETH Zürich.
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Beispiele von Planungs­ und Projektierungsabläufen
Bei den folgenden Grossprojekten zur Verkehrsinfra­

struktur sind die Planungsschritte grundsätzlich richtig
vollzogen worden.

Nordtangente Basel­Stadt

Bedarf: Der Bedarf für eine Autobahnverbindung
zwischen der schweizerischen A 1 und der französischen
A 35 wurde im Rahmen des Nationalstrassen­
programmes im Bundesparlament bejaht.

Lokalisierung: Auf dem Hintergrund von Studien
über die erwünschte Stadtentwicklung von Basel Nord
wurden die verschiedenen Varianten bezüglich der
Linienführung sowie der Lage und Anzahl von An­
schlüssen evaluiert und eine Bestvariante bestimmt.
Diese wurde als Festsetzung in den kantonalen Richt­
plan Basel­Stadt aufgenommen und vom Bundesrat ge­
nehmigt. Auf dieser Basis genehmigte der Bundesrat
dann das generelle Projekt.

Ausgestaltung: Im Anschluss an die Genehmigung
des generellen Projektes wurden die Ausführungspro­
jekte für die einzelnen Abschnitte erarbeitet und die Be­
richte über die Einhaltung der Umweltschutzgesetz­
gebung erstellt. In Kenntnis dieser Auswirkungen wur­
den schliesslich die Ausführungsprojekte genehmigt. –
Die ersten Abschnitte sind mittlerweile bereits dem Ver­
kehr übergeben worden.

Alptransit Uri

Bedarf: In Volksabstimmungen hat das Schweizer­
volk die Frage nach der Notwendigkeit der beiden
Eisenbahn­Alpentransversalen Lötschberg und Gott­
hard bejaht.

Lokalisierung: Nach diesem Grundsatzentscheid
wurden Varianten möglicher Linienführungen ausge­
arbeitet. Da sich die Bundesstellen mit dem Kanton Uri

nicht auf eine Variante einigen konnten, löste der Kan­
ton Uri gemäss Art. 12 des Raumplanungsgesetzes das
Bereinigungsverfahren aus. Im Sommer 2000 hat der
Gesamtbundesrat den Entscheid zugunsten der Talvari­
ante gefällt und den Kanton Uri beauftragt, diese Vari­
ante als Festsetzung in den kantonalen Richtplan aufzu­
nehmen.

Ausgestaltung: Gestützt auf diese Festsetzung er­

arbeiten die zuständigen Stellen nun das Ausführungs­
projekt und erstellen den zugehörigen Bericht über die
Umweltverträglichkeit.

Stadtbahn Glatttal

Bedarf: Gestützt auf Studien über die Raumordnung
und die Verkehrssituation im Glatttal bejahte der Kan­
tonsrat von Zürich den Bedarf nach einem schienen­
gebundenen Mittelverteiler im Glatttal.

Lokalisierung: Auf der Basis des Studiums verschie­

dener Varianten bezüglich der Linienführung beschloss
der Kantonsrat Zürich 1995 die Festsetzung der Best­
variante im kantonalen Richtplan. Dieser Festsetzungs­
beschluss bildete den Nachweis der räumlichen Abstim­
mung des Vorhabens mit andern Nutzungsinteressen im
Gebiet. Der Festsetzungsbeschluss war die raumpla­
nungsrechtliche Voraussetzung für die Ausarbeitung des
Konzessionsgesuches an den Bundesrat.

Ausgestaltung: Gestützt auf den Konzessionsent­

scheid des Bundesrates wird die Projektleitung an die
Erarbeitung des Ausführungsprojektes bzw. des Bau­
projektes gehen und den Bericht über die Umweltver­
träglichkeit erstellen.
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Grosse Infrastrukturprojekte
in Diskussion

Die folgende Liste grosser Projekte für die Verkehrs­
infrastruktur ist keineswegs vollständig, zeigt aber den
Umfang und die Dringlichkeit des Planungsproblems.

– Dritter Juradurchstich für die Bahn zwischen Basel

und dem Mittelland (bzw. Zürich)

– AlpTransit: Anschluss im Mendrisiotto an das italie­

nische Bahnnetz

– Zufahrtslinien von Norden zum Gotthard­Basis­

tunnel

– Stadtbahn im Raume Zug

– Durchgangsbahnhof Zürich

– Autobahnausbau: Luterbach–Härkingen–Rothrist

– Autobahnen im Raum Zürich Nord

– Seetunnel Zürich

– Seedamm und Passage Stadt Rapperswil
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